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n Die Sprecherin des Außenministe-
riums Russlands, Maria Sacharowa, 
gab am Mittwoch in Moskau zum 
Thema militärtechnisches Zusam-
menwirken mit Syrien folgende Stel-
lungnahme ab:

Russland machte nie ein Hehl aus 
seinem militärtechnischen Zusam-
menwirken mit der Arabischen Re-
publik Syrien. Unser Land liefert seit 
langem Rüstungen und Militärtech-
nik an Syrien in Übereinstimmung 
mit existierenden bilateralen Verträ-
gen. In Syrien sind auch russische 
Militärspezialisten tätig, die ihre sy-
rischen Kollegen mit der neuen Tech-
nik vertraut machen. In Tartus gibt 
es bekanntermaßen einen Stützpunkt 
für die technische Wartung der russi-
schen Marineschiffe.

Die der syrischen Armee bereitge-
stellten Rüstungen sind für die Vor-
beugung der terroristischen Gefahr 
bestimmt, die in der Arabischen Re-
publik Syrien und im benachbarten 
Irak einen beispiellosen Umfang er-
reicht hat. Unter anderem verwiesen 
wir mehrfach darauf, dass an extre-
mistischen Formationen in Syrien 
und im Irak ungefähr 2.000 Kämpfer 
aus der Russischen Föderation betei-
ligt sind. Die Streitkräfte Syriens und 

des Iraks sind derzeit die wichtigste 
Kraft, die dem sogenannten Islami-
schen Staat auf dem Territorium die-
ser Länder widersteht.

Wir gehen davon aus, dass die Ko-
ordinierung der Aktivitäten mit den 
syrischen Streitkräften ein wichtiges 
Element der Konsolidierung der Be-
mühungen im Kampf gegen den Ter-
rorismus im Rahmen einer umfas-
senden Koalition, zu deren Bildung 
der russische Präsident Wladimir 
Putin aufrief, ist. Daran sollten sich 
auch Vertreter der syrischen »gemä-
ßigten« Opposition, das kurdische 
Volksheer, die wichtigsten regiona-
len Länder beteiligen, die den Um-
fang der vom »Islamischen Staat« 
und anderen terroristischen Gruppie-
rungen ausgehenden Gefahr begrei-
fen.

Falls unsererseits zusätzliche 
Maßnahmen zwecks Förderung der 
Terrorbekämpfung nötig sein sollten, 
werden wir diese Frage entsprechend 
erwägen, aber immer unter Berück-
sichtigung der Völkerrechtsnormen 
und der russischen Gesetze.

 
n ATTAC Deutschland veröf-
fentlichte am Mittwoch folgen-
de Pressemitteilung zur heute 
anstehenden Entscheidung der 

UN-Generalversammlung in New 
York über die Restrukturierung von 
Staatsschulden:
ATTAC Deutschland fordert die Bun-
desregierung auf, den zur Abstimmung 
vorliegenden Entwurf zu unterstützen. 
Damit schließt sich das globalisie-
rungskritische Netzwerk einem Auf-
ruf von 19 Wirtschaftsprofessoren  – 
darunter Heiner Flassbeck, Thomas 
Piketty, James Galbraith und Gianis 
Varoufakis  – an (http://t1p.de/Aufruf-
Staatschulden). Die UNO hatte letztes 
Jahr auf Drängen Argentiniens eine 
Arbeitsgruppe ins Leben gerufen, die 
eine globale Richtlinie ausarbeiten 
sollte, wie bei der Überschuldung von 
Staaten zu verfahren ist. (…) »Die Be-
achtung dieser Prinzipien würde eine 
sinnvolle internationale Insolvenzord-
nung herbeiführen und die verheeren-
den Folgen von Staatspleiten für die 
Bevölkerung verhindern«, sagte Det-
lev von Larcher von der bundesweiten 
ATTAC-Arbeitsgruppe Finanzmärkte 
und Steuern. (…) Bisher unterstützen 
die europäischen Staaten die Bemü-
hungen von Argentinien und weiteren 
134 Ländern der Gruppe der 77 (G 77) 
nicht. Detlev von Larcher: »Das ist 
eine Schande. Die Bundesregierung 
muss mit gutem Beispiel vorangehen 
und den Entwurf unterstützen.«

n Abgeschrieben

Die DFG-VK lädt für den 13. 
September nach Duisburg 
zu einer Tagung unter dem 

Motto »Für einen entmilitarisier-
ten Niederrhein« ein. Dabei soll es 
um die Militärstandorte im Rhein-
land gehen. Welche gibt es denn?

In Kalkar am Niederrhein befindet sich 
das Luftoperationszentrum der Bun-
deswehr und unweit davon in Uedem 
ein Stützpunkt der NATO. Am Flugha-
fen Köln-Wahn gibt es Einrichtungen 
der Luftwaffe. Bundeswehr und NATO 
haben außerdem Militärstandorte in 
Geilenkirchen und Nörvenich/Kerpen, 
westlich von Düsseldorf und Köln.

Und welche Rolle haben diese 
Stützpunkte bisher gespielt?

Die Standorte Kalkar, Uedem, Gei-
lenkirchen und Nörvenich sind für die 
Kriegsführung der Bundeswehr und 
der NATO insbesondere im Nahen und 
Mittleren Osten unverzichtbar. Das 
Combined Air Operation Centre CAOC 
in Uedem ist direkt dem obersten NA-
TO-Luftwaffenkommando in Ramstein 
unterstellt. Es plant die Luftkriegsfüh-
rung aller NATO-Staaten und leitet sie.

Das Operationszentrum in Kalkar 
und das Luftwaffentruppenkomman-
do in Köln-Wahn wurden im Rahmen 
der Bundeswehrreform neu geschaffen. 
Beide unterstehen direkt dem Luftwaf-
fenkommando der Bundeswehr, das 
zur Zeit noch in Teilen in Köln-Wahn 
stationiert ist. Das Luftwaffentruppen-
kommando stellt Soldaten sowie Waf-
fen für Auslandseinsätze bereit. Das 
Luftoperationszentrum ist für die Über-
wachung des Gebietes zwischen den 
Alpen, Island und Osteuropa und für 
die Gefechtssteuerung zuständig. Wir 
haben Informationen darüber, dass von 
Kalkar aus künftig auch die auf dem 

Luftwaffenstützpunkt im schleswig-hol-
steinischen Jagel stationierten Kampf-
drohnen gesteuert werden sollen. 

Der NATO-Flugplatz in Geilen-
kirchen ist Haupteinsatzort für die 
AWACS-Luftaufklärer der NATO, die 
u. a. Flugverbotszonen überwachen. 
Der Standort Nörvenich, an dem die Eu-
rofighter stationiert sind, ist durch die 
Bundeswehrreform in seiner militäri-
schen Bedeutung gestärkt worden. Dort 
soll zusammen mit dem Stützpunkt im 
niedersächsischen Wittmund ein Ver-
band mit 51 Kampfjets entstehen.

Worin sehen Sie Möglichkeiten 
für die Friedensbewegung, der 
Forderung nach Schließung der 
besagten Standorte Nachdruck zu 
verleihen? 

Seit mehreren Jahren demonstriert die 
nordrhein-westfälische Friedensbewe-
gung in Kalkar gegen die Militäreinrich-
tungen. Das werden wir auch in diesem 
Jahr tun. Die Vorbereitungen für die 

Demo am 3. Oktober laufen auf Hoch-
touren. Im Sommer war die DFG-VK 
auf ihrer Friedensfahrradtour »Auf Ach-
se für den Frieden« auch im Rheinland.

Unsere Tagung sehen wir als Teil der 
Friedensaktivitäten in NRW. Wir wollen 
einerseits über die neue Rolle der Bun-
deswehr und den Einsatz von automa-
tisierten Waffen informieren und über 
die Bedeutung der Militäreinrichtungen 
im Rheinland für die Umsetzung dieser 
Strategie. Außerdem ist es wichtig, auch 
überregional die Proteste gegen die US- 
und NATO-Militäreinrichtung in Ram-
stein zu vernetzen.

Was weiß die Öffentlichkeit eigent-
lich über die strategische Rolle 
dieser Standorte?

Die Bundeswehr erzählt der Bevölke-
rung natürlich nicht, was tatsächlich 
hinter den Kasernenmauern geschieht. 
Sie versucht aber oft, sich als Teil der 
Stadtgesellschaft darzustellen. Dem be-
gegnen wir mit zwei Argumenten:

Menschen, die vor Krieg und Tod 
fliehen und zu uns kommen, werden 
hier von vielen mit großer Hilfsbereit-
schaft und Empathie aufgenommen. 
Wir wollen deutlich machen: Der Krieg, 
der die Menschen dazu zwingt, ihre zer-
störte Heimat zu verlassen, beginnt hier, 
und hier muss er beendet werden.

Wir setzen uns zudem für die Kon-
version von Militäreinrichtungen ein. 
Kommunen glauben oft, die Militärein-
richtungen von Bundeswehr und NATO 
seien ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. 
Die Erfahrung zeigt jedoch, dass Kom-
munen vielfach nach dem Abzug des 
Militärs mit Hilfe von Konversionspro-
grammen viel besser dastehen. 

 Interview: Markus Bernhardt

n www.nrw.dfg­vk.de

»Für die Kriegführung der 
NATO sind sie unverzichtbar«

Es wird hierzulande wieder 
mehr gestreikt. Zuletzt haben 
nicht nur Lokführer und 

Piloten, sondern auch Beschäftigte 
im Sozial- und Erziehungsdienst, bei 
der Post und an der Berliner Charité 
die Arbeit niedergelegt, um Stan-
dards zu verteidigen oder gar Verbes-
serungen zu erreichen. Aber dieses 
noch kleine Pflänzchen Widerstand 
soll offenbar zertreten werden.

Deshalb inszenierten die medi-
alen Wasserträger der Unterneh-
merschaft Ende vergangenen Jahres 
eine Empörungskampagne gegen 
den »Bahnsinnigen« GDL-Chef 
Claus Weselsky. Darum beschloss 
die kapitalhörige Regierung ein Ge-
setz zur sogenannten Tarifeinheit, 
mit dem das Streikrecht kleinerer 
Gewerkschaften eingeschränkt 
wird. Willige Helfer fanden die 
Gewerkschaftsfeinde auch bei einer 
»Professoreninitiative« um den 
Bonner Juristen Gregor Thüsing, 
die im Auftrag der Carl-Friedrich-
von-Weizsäcker-Stiftung eine 
Beschränkung von Arbeitskämpfen 
in Betrieben der öffentlichen Da-
seinsvorsorge propagierte. Und nun 
hat sich mit dem Landesarbeitsge-
richt in Frankfurt am Main auch ein 
Akteur der »dritten Gewalt« dieser 
Kampagne angeschlossen. Es er-
ließ eine einstweilige Verfügung ge-
gen den Ausstand der Vereinigung 
Cockpit (VC), die sich gegen die 
mittelfristige Beseitigung erreichter 
Tarifstandards bei der Lufthansa 
zur Wehr setzt.

Die Frankfurter Richter beriefen 
sich auf die restriktive Auslegung 
des deutschen Arbeitskampfrechts, 
die den Gewerkschaften das Mittel 
des Streiks nur für tariflich regel-

bare Ziele zugestehen will. »In 
diesem Einzelfall« gehe es der 
Pilotenvereinigung gar nicht um die 
gekündigten Tarifregelungen, be-
haupteten sie. Vielmehr wolle die 
Gewerkschaft mit den Arbeitsnie-
derlegungen – die bis Weihnachten 
im Wochenrhythmus fortgesetzt 
werden sollten – den Ausbau der 
Lufthansa-Billigtochter Eurowings 
verhindern. Und das ist nach gängi-
ger Lehre eine »unternehmerische 
Entscheidung«, die von den Be-
schäftigten nicht in Frage gestellt 
werden darf.

Das zeigt, wie hohl das Gerede 
von »Mitbestimmung« und »Tarif-
autonomie« im bundesrepublikani-
schen Kapitalismus tatsächlich ist. 
Die Belegschaften sollen keinerlei 
Einfluss auf Umstrukturierungen 
nehmen können – selbst wenn die-
se zur Untergrabung und letztlich 
Beseitigung tariflicher Errungen-
schaften führen. Das ist, als würde 
einem der Kontrahenten beim Bo-
xen der Schlagarm amputiert.

Doch auch unter Berücksich-
tigung der bisherigen Rechtspre-
chung ist die Entscheidung des 
LAG extrem fragwürdig. Immerhin 
zwölf Mal hat Cockpit im laufen-
den Konflikt bereits zu Streiks auf-
gerufen und bekam dieses Recht in 
mehreren Urteilen bestätigt. Beim 
13. Mal sollen die Streikziele plötz-
lich illegal sein? Und: Ist es jetzt 
Sache der Gerichte zu interpretie-
ren, welches die »eigentlichen« 
Ziele einer Tarifvertragspartei 
sind? Das würde das Streikrecht 
aller Gewerkschaften empfindlich 
treffen. Entsprechend groß sollte 
deren Solidarität mit den Piloten 
sein.

Grundrecht in Gefahr
n Streikverbot bei Lufthansa

Susanne Klatten
n Luxusproblem des Tages

Frau Klatten klingt schwer ver-
zweifelt. Wo nur hin mit der 
ganzen Kohle? Kein Gigolo 

lässt sich mehr mit ihr ein, dem ließe 
sich mal ein Milliönchen zustecken. 
Und so klagt sie im aktuellen Stern 
ihr Leid. Was von den Machern des 
Hamburger Revolverblatts natür-
lich wie Weihnachten und Ostern 
gleichzeitig gefeiert wird. Das sind 
schon echte Teufelskerle, die öffent-
lichkeitsscheueste Frau der Republik 
zu knacken! Wahnsinn! Lagern da 
etwa kompromittierende Videos der 
Oligarchin in Stern-Schubladen? 
Bestimmt nicht. Obwohl, die Sache 
mit den Hitler-Kladden hätte ja auch 
keiner für möglich gehalten.

Im Gespräch mit Susanne Klatten 
dreht sich jedenfalls alles um schnö-
den Mammon. Laut Forbes hat sie 
etwa 17 Milliarden auf der hohen 

Kante, ganz genau weiß das wohl 
niemand. Die Summe ist ziemlich 
dürftig – Maria-Elisabeth Schaeffler-
Thumann und ihr Sohn Georg 
(Continental-Hauptaktionäre) kom-
men zusammen auf 30 Milliarden. 
Entsprechend bescheiden gibt sich 
die BMW-Großaktionärin: »Wenn 
man Mittel in dieser Höhe hat, muss 
man sich auch darum kümmern. 
Das ist ja nichts, was man ausgeben 
kann«. Wofür auch. »Irgendwann hat 
man ein schönes Haus und ein Feri-
enhaus, man kann sich gut ernähren 
und Urlaub machen.« Und CDU 
und FDP hat sie auch schon mit ma-
ximalem Spendeneinsatz beglückt, 
wofür Klatten am letzten Freitag An-
gela Merkel empfangen durfte. Jetzt 
herrscht wieder Tristesse im Hause 
Klatten – was sie auch einkauft, die 
Knete wird einfach nicht weniger.

Ob sie – was wohl die Stern-Leser 
am brennendsten interessieren dürf-
te – »Frauenflüsterer« Helg Sgarbi 
wieder datet, der nach Jahren der 
Haft seit Juli 2014 wieder raus ist, be-
hält Susanne Klatten für sich. Wahr-
scheinlich nicht, sonst würde sie ja 
kurz vorm Dispo stehen. Fragen über 
Fragen – auch die Höllenhunde aus 
Hamburg können da nicht zu mehr 
Erkenntnis verhelfen.  
 (mme)

Daniel Behruzi

Friedensbewegung macht gegen Militärstandorte in  
Nordrhein-Westfalen mobil. Ein Gespräch mit Hannelore Tölke
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Hannelore Tölke ist  
Landessprecherin der »Deutschen 
Friedensgesellschaft – Vereinigte 

Kriegsdienstgegnerinnen und  
-gegner« (DFG-VK)
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